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Kleine Mitteilungen.

Vereinbarung mit dem Unfall-Versicherungsverband vom 6. April 1922.
1. Vom 15. April 1922 ab treten an Stelle der bisher gezahlten 20 M.

fÅr Anfangs- und Schlussattest und 10 M. fÅr ein Zwischenattest neue nach
der HÇhe der versicherten TagesentschÉdigung bzw. InvaliditÉtssumme ge-
stafielte SÉtze in Kraft:
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2. Die Abmachungen gelten vom 15. April ab bis 31. Dezember 1922 mit
der Massgabe, dass auf einen mit wesentlicher Aenderung der wirtschaft-
lichen VerhÉltnisse begrÅndeten Antrag einer Partei binnen 4 Wochen neue
Verhandlungen stattfinden mÅssen.

Zentrale fÅr Mutter- und SÉuglingsfÅrsorge in Hessen.
Am 9. Mai hielt die Zentrale fÅr Mutter- und SÉuglingsfÅrsorge in

Hessen nach 4% jÉhriger Pause unter Åberaus zahlreicher. Beteiligung in
Darmstadt ihre Hauptversammlung ab. Der Vorsitzende, Ministerialrat
Dr. Balser-Darmstadt erstattete Åber die TÉtigkeit der Zen-
traleindenletzten 4% Jahren eingehenden Bericht, der umsomehr
allgemeines Interesse beansprucht, als die Begleiterscheinungen des Krieges
die Organe der Zentrale, die KreisfÅrsorgerinnen vor vÇllig neue Aufgaben
stellten und so im April 1917 dazu fÅhrten, dass sich aus der Zentrale
fÅr Mutter- und SÉuglingsfÅrsorge eine weitumfassende Zentrale fÅr
Volkswohlfiahrt entwickelte. Dabei wurde die TÉtigkeit auf dem
ursprÅnglichen Arbeitsfeld nicht vernachlÉssigt, und Hessen hat neben Hessen-
Nassau nach wie vor die geringste SÉuglingssterblichkeit unter allen deutschen
LÉndern. Selbst im Jahre 1921 blieb diese trotz vermehrter Geburtenzahl
und trotz der enormen Sommerhitze erfreulich niedrig: Oberhessen 7,53 Proz.,
Starkenburg 9,53 Proz., Rheinhessen 9,94 Proz., Hessen Åberhaupt 9,14 Proz.
der Lebendgeborenen. Die EinfÅhrung der Reichswochenhilfe im Dezember
1914 brachte die KreisfÅrsorgerinnen in Beziehung zu den Krankenkassen, in
deren Auftrag sie Wochengeld und Stillgeld den Berechtigten Åberbrachten
und die StilltÉtigkeit beaufsichtigten. Da die Sterblichkeit in der Altersgruppe
vom 2.Ñ5. Lebensjahre infolge von UnterernÉhrung und Hungerblockade mit
der Dauer des Krieges immer mehr zunahm, erweiterte sich die TÉtigkeit
der KreisfÅrsorgerinnen auch auf das spÉtere Kindesalter, diese fÅgten sich
dadurch in die FÅrsorgetÉtigkeit der Landesversicherungsanstalt und in die
Schulgesundheitspflege der Kreise und Gemeinden ein. Die nach stetiger Ab-
nahme bis zum Jahre 1914 im Verlaufe des Krieges, namentlich in dem
berÅchtigten KohlrÅbenwinter 1917 auf ihren HÇhepunkt gebrachte Sterblich-
keit an Lungentuberkulose machte die TÉtigkeit der FÅrsorgerinnen nicht
allein den Erkrankten gegenÅber notwendig, sondern erforderte auch eine
rationelle WohnungsfÅrsorge in Gestalt der Wohnungspflege. Dies fÅhrte zu
einer Vermehrung der Schwestern; wÉhrend im Jahre 1914 nur 17 Kreis-
fÅrsorgerinnen tÉtig waren, sind es jetzt deren 44, und zwar Åbernimmt
jetzt zur Vermeidung etwaiger gegenseitiger StÇrung eine Schwester die
gesamte FÅrsorge in einer und derselben Familie. Die durch den Krieg
in so entsetzlichem Maasse verbreiteten Geschlechtskrankheiten und die da-
durch hervorgerufenen Familienverseuchungen machten die FÅrsorge fÅr die
betroffenen Frauen und Kinder notwendig, so dass die KreisfÅrsorgerin auch
zur Helferin bei der Arbeit der Beratungsstellen fÅr Geschlechtskranke
wurde. Bei dem jetzt wieder mehr Åberhandnehmenden Alkoholismus er-
streckt sich die FÅrsorge zunÉchst auf den behandlungswilligen Trinker, dann
aber auch auf die unglÅckliche Familie des Trinkers. In wachsendem Maasse
werden die KreisfÅrsorgerinnen an der FÅrsorge fÅr die Hinterbliebenen
von Kriegsteilnehmern zur Ausfindigmachung der BedÅrftigen und zur Ver-
mittelung besonderer UnterstÅtzungen, von Heilverfahren oder KrÉftigungs-
kuren beteiligt. Als jÅngstes Arbeitsgebiet der Zentrale ist schliesslich die
planmÉssige KrÅppelfÅrsorge jetzt von besonderer Bedeutung, da Rachitis,
Knochen- und Gelenktuberkulose sowie spinale KinderlÉhmung in den Kriegs-
jahren die Zahl der KrÅppel bedeutend vermehrt haben. Die Mittelstands-
fÅrsorge umfasst vorwiegend die alten, nicht mehr erwerbsfÉhigen Per-
sonen. Alles in allem besteht die Arbeit der Zentrale in der planmÉssig
durchgefÅhrten FamilienfÅrsorge; die KreisfÅrsorgerinnen stellen die Ver-
bindung zwischen der FÅrsorgestelle und dem Haus, zwischen BehÇrden
und Familie und zwischen Schule und Haus her und vermitteln die Hilfe.
Die geschilderte, Åber ganz Hessen ausgedehnte Organisation hat weithin
Anerkennung gefunden; der Regierungsbezirk Wiesbaden hat sie sich zum
Muster genommen und hessische FÅrsorgeschwestern wurden nach Mecklen-
burg, nach Holland und Finnland berufen, um die FamilienfÅrsorge nach
hessischem Muster dort einzubÅrgern. Die Grossherzogliche Zentrale war
ein Privatunternehmen und war Eigentum des Grossherzogs; nach dem Um-
sturz Åbernahmen Staat, Kreise und Gemeinden zum grÇssten Teil die
Kostendeckung, aber die Zentrale hat trotzdem bis jetzt keinen festen Boden
unter den FÅssen. Dr. Balser tritt dafÅr ein, dass die Zentrale als
Landesstelle erhalten bleibt, aber als staatliche Einrichtung, die jedoch nicht
aufgehen darf in eine schon bestehende Ministerialabteilung oder in die
Åberlastete Abteilung fÅr Çffentliche Gesundheitspflege. Bei Regierung und
Volksvertretung liegt jetzt die Entscheidung was geschieht. BefÅrwortet
wird die allgemeine Einrichtung von KreiswohlfahrtsÉmtern, die in einzelnen
Kreisen Hessens als Çrtlicher Halt fÅr die KreisfÅrsorgerinnen bereits be-
stehen und sich dort bewÉhrt haben. Die Beitragspflicht der Gemeinden
und Kreise zur planmÉssigen Wohlfahrtspflege wird sich erst nach Erscheinen
des Reichsjugendwohlfahrtsgesetzes regeln, lassen. Die seitherige und zu-
kÅnftige Richtlinie der Zentrale fasst Dr. Balser am Schlusse seiner Aus-
fÅhrungen in dem Satze zusammen: Wir dienen dem Volk unabhÉngig von

jeder politischen Partei, Åber den Parteien stehend, interkonfessionell, aber
unter BerÅcksichtigung der konfessionellen VerhÉltnisse bei der Arbeit und
in gemeinsamer Arbeit mit allen, die guten Willens sind zur unparteiischen,
nur auf das Volkswohl gerichteten Arbeit, besonders auch in gemeinsamer
Arbeit mit den charitativen Vereinen jeder Art.

Im weiteren Verlauf der Sitzung berichtete Dr. Polligkeit-Frank-
furt a. M, Åber Ödas ReichsjugendwolÜlfahrtsgesetz nach der letzten LesungÄ;
er teilte dabei mit, dass dieses Gesetz jedenfalls noch vor Pfingsten vom
Reichstag erledigt werden soll. Arthur Hoffmann- Darmstadt.

Aus der Rechtsprechung,
Abtreibungsmittel (sog. Frauenspritze) als unzÅchtige GegenstÉnde

i. S. des $ 184 Nr. 3 StGB.
In einem Urteil des Reichsgerichts vom 9 Februar 1922 (I. Strafsen. 1D

1345/21) werden Tabletten, die zur VerhÅtung der EmpfÉngnis beim Ge-
schlechtsverkehr dienen sollen, als unzÅchtige GegenstÉnde i. S. des $ 184
Nr. 3 StGB. erklÉrt; diese Eigenschaft wird dagegen einer Frauenspritze
abgesprochen, die als Abtreibungsmittel verwendet werden sollte. Das RG.
fÅhrt hierzu u. a. folgendes ausá i 3

ÖNach der Meinung der Strafkammer sollen die Frauenspritzenzu un-
zÅchtigem Gebrauche bestimmte GegenstÉnde sein, weil sie bei kÅnftig etwa
eintretender Schwangerschaft zur Abtreibung angewendet werden sollen und
so durch sie der Unzuchtsverkehr gefÇrdert werde. Das ist rechtsirrig und

mag wohl auf Verwechslung der Nr. 3 mit der Nr. 4 des$ 184 StGB. be-

ruhen). Nach Nr. 3 handelt es sich um GegenstÉnde, die dazu bestimmt

sind, unzÅchtig gebraucht zu werden, d. h. in unmittelbarem Zusammenhang
mit einer Unzuchtshandlung zu deren FÇrderung verwendet zu werden. Diese
Voraussetzung liegt nach den Feststellungen der Straikammer bei den Frauen-
spritzen nicht vor. Die Anwendung der Spritze als Abtreibungsmittel hÉngt
mit dem Geschlechtsverkehr, der die SchwÉngerung und die Abtreibungs-
handlung verursacht hat, Éusserlich und unmittelbar nicht zusammen. Der
blosse Besitz àines Abtreibungsmittels mag eine die Unzucht fÇrdernde Wir-

kung ausÅben, indem er bei der Aussicht auf die mÇgliche Beseitigung der
Folgen eines Unzuchtverkehrs den Entschluss zu solchem erleichtert; allein
eine solche entfernte FÇrderung kann den Besitz eines Abtreibungsmittels
nicht als einen die Unzucht fÇrdernden Gebrauch des Mittels erscheinen
lassen; denn bei und zur Unzuchthandlung selbst wird das
Mittel nicht verwendet. Wegen der Verwendung zur Abtreibu ngs-
handlung kann sodann die Spritze auch nicht als ein zu unzÅchtigem
Gebrauche bestimmter Gegenstand gelten, da die Anwendung von Abtreibungs-
mitteln nicht unzÅchtig im Sinne des Strafgesetzes ist, sondern aus einem
anderen Gesichtspunkte unter dieses fÉllt.Ä t

Das Ergebnis ist praktisch wenig befriedigend. Es hÉtte vermieden
werden kÇnnen, wenn die Strafkammer tatsÉchlich festgestellt hÉtte, dass die
Spritze nicht nur zur Abtreibung, sondern auch zur VerhÅtung einer Emp-
fÉngnis verwendet werden konnte und auch dazu bestimmt war, was wohl
der Sachlage entsprochen hÉtte.- Da keine solche Feststellung vorlag, konnte
das Reichsgericht nach dem geltenden Rechte nicht wohl zu einer anderen
Entscheidung kommen. Denn die Abtreibung ist eben keine ÖunzÅchtige
HandlungÄ, sondern wird als Verbrechen wider das Leben bestraft. Der
Fall zeigt Åbrigens wieder die Notwendigkeit eigener Strafbestimmungen
gegen die AnkÅndigung, Anpreisung und Ausstellung von Abtreibungsmitteln,
wie sie der Entwurf des StGB. von 1919 in $ 287 enthÉlt (s. d. Wschr. 1921
S. 337). Oberstlandesgerichtsrat Th. von der Pfordten- MÅnchen.

Studentenbelange.

Vollsitzung der MÅnchener Medizinerschaft
am Freitag, den 12. Mai 1922, 8 Uhr abends im HÇrsaal der I. Med. Klinik.

Herr cand. med. Vonkamel erÇffnete die Sitzung und erteilte Herrn
cand. med. Reichelt das Wort, der als offizieller Vertreter der MÅn-
chener Medizinerschaft Åber de TagungdesVerbandesdeutscher
Medizinerschaften, die Ende April in Leipzig stattfand, berichtete
TE Sonderreferat in einer der nÉchsten Nummern der Wochen-
schrift).

Der Ferienvorstand wurde nach AnhÇren des Kasseriberichtes entlastet
und der neue Vorstand fÅr das Sommersemester gewÉhlt und zwar
Herr cand. med. Reicheltals I. Vorsitzender, Herr cand. med. SÅss als
3. Vorsitzender. Der zweite Vorsitzende, der gleichzeitig Vorsitzender der
Vorklinikerschaft ist, wird noch in einer besonderen Vorklinikerversamm-
lung gewÉhlt.

Zum Kriegsteilnehmer-Staatsexamen im Sommer wurde
mitgeteilt, dass eine endgÅltige Genehmigung des Ministeriums noch nicht
vorliegt, dass aber nach mÅndlichen Benachrichtigungen die Abhaltung des
Examens als sichergestellt gelten dÅrfte. Alle Teilnehmer an diesem Examen
wurden gebeten, sich nach Gruppen geordnet mit Wohnungsangabe in eine
Liste einzutragen, die beim PfÇrtner der Medizinischen Klinik aufliegt. Die
Festsetzung der Termine der verschiedenen Abschnitte des Examens fÅr
die einzelnen Gruppen erfolgt nach noch nÉher zu bestimmenden Gesichts-
punkten durch einen Ausschuss der Kandidaten unter Leitung eines Assistenz-
arztes.

Zur Medizinalpraktikantenfirage in MÅnchen wurde darauf
hingewiesen, dass gemÉss frÅherer Bestimmungen jeder AnwÉrter sich bei
der MÅnchener Medizinerschaft unter Angabe von Punktzahl, Tag des Ein-
tritts, wo?, Dauer und Anschrift anmelden muss, ausserdem aber persÇn-
Kane Vorstellung bei dem Direktor des betreffenden Krankenhauses erforder-
ich ist. x .

Folgende allgemeine Mitteilungen wurden noch bekanntgegeben: es findet
in diesem Semester eine Sondervorstellung fÅr Studenten in Oberammergau
statt, Studenten erhalten eine Dauerkarte fÅr die Gewerbeausstellung zum
ermÉssigten Preis von 80 M., minderbemittelte Studenten werden gegen Aus-
weis von den ZahnÉrzten MÅnchens kostenlos behandelt. vv.

!) Nr! 3 trifft GegenstÉnde, die Önu unzÅchtigem Gebrauche
bestimmt sindÄ, Nr. 4 dagegen âffentliche AnkÅndigurigen, welche dazu
bestimmt sind, ÖunzÅchtigen Verkehr herbeizufÅhrenÄ,


